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O. Vorbemerkungen 
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Der Wechsel von den zur Studienberechtigung führenden Bildungswegen an die Hochschulen 

bzw. von Studienberechtigten zum Studium wird derzeit in Deutschland kritisch diskutiert und 

reflektiert, ausgehend von unterschiedlichen Interessenlagen, Erfahrungen und differenzierten 

Bedingungen. Die Probleme in den alten Bundesländern zeigen sich vor allem darin, daß dort 

insgesamt mehr Studienanfänger an die Hochschulen kommen als dafür Studienplätze 

bestehen. Gleichzeitig werden dabei einzelne Studienfächer besonders stark nachgefragt, 

während die Nachfrage in anderen stark zurückging (z.B. Ingenieurwissenschaften). Schließ­

lich werden auch die Fragen der Qualität der Lehre, der stärkeren Autonomie der Hochschulen 

und deren finanzielle Ausstattung anhand von Leistungsparametern im Zusammenhang mit 

Fragen des Hochschulzugangs diskutiert. Die mit dem neuen HRG vorgesehen Möglichkeiten, 

den Hochschulen eine stärkere Entscheidungsbefugnis bei der Auswahl der Studienanfänger 

einzuräumen, sind ein Resultat dieser Diskussionen. 

In einzelnen Bundesländern bzw. von den verschiedenen politischen Kräften werden die 

Fragen des Hochschulzugangs unterschiedlich wahrgenommen und thematisiert. In Nieder­

sachsen beschäftigte sich z.B. kürzlich. die SPD-Landtagsfraktion im Rahmen eines Fach� 

gesprächs auf der Basis von Analysen der HIS-GmbH Hannover mit den damit in Verbindung 

stehenden Problemen. 

In den neuen Bundesländern sind die Probleme des Hochschulzugangs, speziell des Über­

gangs von der Schule an die Hochschulen - trotz partieller Vergleichbarkeit mit den alten 

Bundesländern - grundsätzlich anderer Art. Diese grundsätzliche Andersartigkeit bestehtdarin, 

daß in den neuen Bundesländern die vorhandenen Studienplätze im Durchschnitt nicht 

ausgelastet sind, statt Überlast in zahlreichen Studiengängen "Unterlast gefahren" wird. Damit 

ist Hochschulbildung, bezogen auf die Kosten je Student, in den neuen Bundesländern 

deutlich teurer. In Zeiten knapper öffentlicher Mittel stehen den Hochschulen damit existentiel­

le Probleme ins Haus. Schwerwiegend dürfte auch die Sorge um die wirtschaftliche und 

soziale Perspektive der ostdeutschen Bundesländer sein, wenn damit einhergehend ein 

Bildungsrückstand zu befürchten wäre. 
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1. Methodologische Fragen 

Mit der Erstellung des Gutachtens ist die Diskussion methodologischer Fragestellungen 

verbunden. Für die Begutachtung des Problems der Bildungsentscheidung stellen sich folgen­

de grundsätzliche Fragen: 

1. Welche Informationen Kenntnisse sind erforderlich, um die mit der Bildungsent­

scheidung verbundenen Zusammenhänge kompetent beurteilen und bewerten zu 

können? Welche dieser Informationen haben dabei Priorität, welche sind wünschens­

wert? 

2. Welche Informationen stehen prinzipiell zur Verfügung? Welche können bzw. müssen 

ermittelt werden? Welche Befunde sind unter den gegebenen Rahmenbedingungen 

des Gutachtens (zeitliche Fristen, Kapazitätsfragen) zugänglich? 

3. Welche Möglichkeiten der Einflußnahme und Steuerung bestehen? 

4. Wer ist Adressat des Gutachtens? 

Für ein umfassendes Gutachten zur Bildungsentscheidung (Entscheidung für oder wider 

höhere Bildung), das eine wesentlich umfangreichere Datenerhebung erfordern würde, als das 

der Zeitrahmen zuließ, sind aus unserer Sicht folgende Informationen erforderlich: 

1.1 Analyse und Bewertung der Bildungsangebote im Land, Vergleich mit anderen Ländern 

1.2 Quantitativ-strukturelle Entwicklung der Bildungsbeteiligung im Land insgesamt, in 

einzelnen Regionen, in anderen neuen Bundesländern und im gesamten Bundesgebiet 

1 .3 Bedingungen, Hintergründe und Kontexte der Bildungsentscheidungen 

1 .4 Analyse der individuellen Entscheidungsprozesse, der Informations- und Beratungs­

strukturen und deren Wirksamkeit. 

Mit dem vorliegenden Gutachten wurden vor allem die in den Punkten 1.2 und 1 .3 benannten 

Gegenstände erfaßt, ohne daß diese in allen Fällen ausreichend sind. Auf eine Analyse der 

Bildungsangebote (Punkt 1.1) mußte in Anbetracht der verfügbaren Zeit verzichtet werden. 

Allerdings können dazu hinreichende Informationen bei allen mit der Thematik im Land 
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Entwicklungen und Probleme des Hochschulzugangs in Sachsen-Anhalt 

2.1 Quantitative Entwicklungen 

2.1.1 Bildungsplanung 

Die aktuellen Diskrepanzen zwischen den vorhandenen Studienplätzen und den Stu­

dienanfängerzahlen resultieren im Ansatz aus Unsicherheiten der Bildungsplanung zu 

Beginn der neunziger Jahre. 

Vor dem Hintergrund der nach der Einheit Deutschlands formulierten und allgemein akzeptier­

ten politischen Zielsetzung der raschen Angleichung der Lebensbedingungen in den neuen 

Bundesländern an die der alten Bundesländer dominierte zu Beginn der neunziger Jahre die 

Annahme, daß sich dementsprechend auch die Lebensstile und insbesondere die Bildungs­

beteiligung sehr schnell angleichen würden. Davon ausgehend erfolgte in allen neuen Bundes­

ländern ein zügiger Ausbau der Bildungseinrichtungen einschließlich Hochschulen. Hinweise 

auf mögliche Schwierigkeiten bei der wirtschaftlichen Umstrukturierung, einhergehend mit 

einem hohen Grad der Unterbeschäftigung, sowie auf spezifische Reaktionen der Bevölkerung 

in den neuen Bundesländern aufgrund ihrer Sozialisation lösten eher einen forcierten denn 

einen verhalteneren Ausbau der Hochschulkapazitäten aus. Erfahrungen mit einer nachfra­

georientierten Bildungsplanung bestanden in den neuen Bundesländern nicht, relativ unbe­

kannt war auch das tatsächliche Interesse an höherer Bildung in der Bevölkerung 1989 zentral 

gelenkten Zugangs an die höheren Bildungseinrichtungen. 

Die Hochschulstrukturkommission des Landes Sachsen-Anhalt plante 1992 bei Annahme 

eines Studienberechtigtenanteils von 40 Prozent am Altersjahrgang in der ersten Ausbaustufe 

schon insgesamt 8860 Studienanfänger bzw. daraus abgeleitet 36.500 Studienplätze mit der 

Perspektive des Ausbaus auf 44.000 Studienplätze (Empfehlungen 1992). Zu DDR-Zei­

ten(1989) bestanden in Sachsen-Anhalt Plätze für nur ca. 4200 Studienanfänger. Auch die 

vom Land in Auftrag gegebenen detaillierten Vorausberechnungen durch das !ES (siehe 

Übersicht 1) waren von der Zielsetzung der raschen Angleichung an die alten Bundesländer 





2.1 Studienberechtigtenquote 

Die geringe Nachfrage nach Hochschulbildung bei einem gleichzeitig stark gestiegenen 

Anteil der Studienberechtigten am Altersjahrgang ist ein spezifisches Problem aller 

neuen Bundesländer. 

Entwicklung der Bildungsbeteiligung in Sachsen-Anhalt entspricht grundsätzlich der 

Entwicklung der Gesamtheit der neuen Bundesländer. So verdoppelte sich in neuen 

Bundesländern (NBL) innerhalb von sieben Jahren der Anteil der Studienberechtigten am 

durchschnittlichen Altersjahrgang und entspricht jetzt etwa dem in den alten Bundesländern 

(ABL) - (siehe Übersicht 2). 

Übersicht 

Jahr 

1990 

1993 

1995 

1996 

Entwicklung des Anteils der Studienberechtigten am durchschnitt!. Altersjahr­
gang (in%) 

Anteil der Studienberechtigten am durchschnitt!. Altersjahrgang 

Deutschland ABL NBL Sachsen-Anhalt 

31,4 31,4 (15,5 DDR) 15,9 

32,8 36,6 28,1 24,8 

36,4 39,1 

36,7 37,9 (bzw. 32%*) 

*nach Berechnungen auf der Basis von Daten des Statist. Landesamtes 

Quelle Statistisches Bundesamt; Bildung im Zahlenspiegel 1997 

Allerdings sind die Daten des Statistischen Bundesamtes auf der Basis anderer Jahrgangs­

stärken ermittelt worden, als dies Daten des Statistischen Landesamtes für Sachsen-Anhalt 

ausweisen. So wäre nach Daten des Statistischen Bundesamtes die Studienberechtigtenquote 

am durchschnitt!. alterstypischen Jahrgang in Sachsen-Anhalt höher als im Durchschnitt 

Deutschlands und auch der neuen Bundesländer. Nach Daten des Landes, die von anderen 

Jahrgangsstärken ausgehen, wäre für 1996 und 1997 von einer Studienberechtigtenquote von 

knapp 32 Prozent auszugehen. In jedem Fall ist seit 1995 ein leichter Rückgang des Anteils 

der Studienberechtigten am durchschnitt!. Altersjahrgang festzustellen. 

Damit deutet sich für Sachsen-Anhalt eine leicht rückläufige Bildungsnachfrage an. Das 

widerspricht zumindest dem Trend in Deutschland insgesamt. Auch die aktuellen Schülerzah­

len an den Gymnasien und beruflichen Schulen im Land deuten für die nächsten Jahre auf 

keinen spürbaren Anstieg der Studienberechtigtenquote. Die beschlossene Erhöhung der 

Schuldauer von 12 auf 13 Jahre dürfte sich unter den spezifischen Bedingungen Sachsen­

Anhalts eher negativ auf die Nachfrage nach Studienberechtigungen auswirken. Gleichzeitig 

fällt damit praktisch ein Studienberechtigtenjahrgang fast vollständig aus, was in den Jahren 
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In Sachsen-Anhalt setzt sich der Trend des verstärkten Zugangs zu den Fachhoch­

schulen trotz der weiter rückläufigen Nachfrage nach Ingenieur- und Wirtschaftswissen­

schaften fort. Das geht allerdings damit einher, daß der Zugang zu den Universitäten 

stagniert bzw. sogar leicht rückläufig ist. 

Die im Zuge der Hochschulerneuerung in allen neuen Bundesländern entstandenen Fachhoch­

schulen fanden sehr rasch hohe Akzeptanz in der Bevölkerung und bei den Studieninter­

essenten. 1994 strebte jeweils ein Viertel der Gesamtheit der Studienberechtigten, sowohl in 

den alten als auch in den neuen Ländern, einen FH-Abschluß an. 1996 galt das jeweils nur 

noch für 22 Prozent. In Sachsen-Anhalt erfolgte im gleichen Zeitraum ein Rückgang von 23 auf 

21 Prozent (siehe Übersicht 7). Das läßt zunächst eine rückläufige Attraktivität der Fachhoch­

schulen in den Augen der Studienberechtigten vermuten. Dem steht allerdings gegenüber, daß 

die Attraktivität universitärer Abschlüsse seit 1990 wesentlich stärker sank, d.h. der Rückgang 

der Studierwii!igkeit fastausschließlich zu Lasten der Universitäten geht. Gravierend ist dabei 

schon allein der Rückgang zwischen 1994 und 1996 von 46.auf 38 Prozent der Gesamtheitder 

Studienberechtigten des Landes. Diese Verschiebungen bestätigen, worauf Interviews mit 

Gymnasiasten in zunehmendem Maße verweisen, nämlich auf die wachsende Ausrichtung auf 

ein praxisnahes Studium und auf definierte Berufe - trotz des rückläufigen Zuspruchs der 

Ingenieur- und Wirtschaftswissenschaften. 

Übersicht 7: Art der von Studienberechtigten angestrebten Hochschulabschlüsse (Anteil in % 
von den jeweiligen Studienberechtigten) 

Bundesländer Studienberechtigte 1994 Studienberechtigte 1996 

FH-Diplom Uni-Abschluß FH-Diplom i-Abschluß 

Brandenburg 19 * 50 29 38 

Mecklenb.-Vorp. 24 39 18 39 



Die Studienanfängerzahlen 1997 belegen diese Entwicklung anhand des tatsächlich realisierten 

Hochschulzugangs. In den neuen Bundesländern betrug der Anteil der Studienanfänger an 

Fachhochschulen danach 33,3 Prozent, in den alten Bundesländern 28,4 %. Für Sachsen­

Anhalt wurde sogar ein Anteil von 48 Prozent (1996 - 43 Prozent) an den Fachhochschulen 

ermittelt. Da sich allerdings die Studienanfängerzahlen gegenüber 1996 insgesamt nur leicht 

erhöht haben (Anstieg von 6.148 auf 6.476), steht dahinter gleichzeitig eine sinkende absolute 

Anzahl der Studienanfänger an Universitäten (vgl. Studienanfänger- und Studierendenzahlen). 

Betrachtet man im Zusammenhang damit die Entwicklung der Interessen bzw. Nachfragen 

nach Studienrichtungen, wird deutlich, daß vor allem ingenieurwissenschaftliche Fakultäten 

bzw. Fachbereiche an den Universitäten diesen Rückgang zu spüren bekommen. 

Die Studienberechtigtenbefragungen und die Studienanfängerzahlen an den Hochschulen 

belegen, daß die Nachfrage nach den Ingenieurwissenschaften, vor allem im Maschinenbau 

und in der Elektrotechnik, in den neunziger Jahren erheblich zurückgegangen ist. Die Nach­

frage nach Bauwesen/Architektur innerhalb der Ingenieurwissenschaften ist dagegen bundes­

weit leicht gestiegen, in den neuen Bundesländern hat sie sich fast verdoppelt. Diese·Entwick­

lungen widerspiegeln unmittelbar die Arbeitsmarktsituation. Für die neuen Bundesländer gilt 

ferner ein zu Beginn der neunziger Jahre stark gestiegener, nunmehr wieder leicht rückläufiger 

Zulauf zu den Wirtschafts- und Rechtswissenschaften. Dieser ist ebenfalls im Zusammenhang 

zum Arbeitsmarkt und dem Nachholebedarf in Ostdeutschland zu sehen. 

Bezüglich der angestrebten Studienrichtungen unterscheiden sich die einzelnen neuen·Bundes­

länder geringer voneinander als bzgl. der angestrebten Hochschularten. Die Studienberechtig­

ten Sachsen-Anhalts 1996 unterscheiden sich von denen der anderen neuen Bundesländer 

allerdings durch eine besonders geringe Nachfrage nach Maschinenbau (3'%), während in 

Sachsen immerhin 8 Prozent diesen Studienwunsch hatten. Gleichzeitig ging das Interesse an 

Wirtschaftswissenschaften schneller zurück als in den anderen neuen Bundesländern. Es ist 

anzunehmen, daß man den Anfang der neunziger Jahre vorhandenen Nachholebedarf bereits 

als gesättigt ansieht (siehe Übersicht 8). Gleichzeitig kann gefolgert werden, daß dies be­

sonders zu Lasten der Universitäten geht, denen sowohl die längere Ausbildungsdauer als 

auch der geringere Praxis- und Berufsbezug offenbar zum Nachteil gereichen. 
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Übersicht 8 :  Angestrebte Studienrichtungen de r  Studienberechtigten 1 994 und  1 996 aus 
Sachsen-Anhalt und den neuen Bundesländern insgesamt (Antei l  i n %) 

Studienrichtungen NBL i nsg. * Sachsen-Anhalt 

1 994 1 996 1 994 1996 

Agrar-, Ernähr. - ,Fo rstwiss. 2 2 3 1 

Naturwiss. 3 5 5 4 

Kultu r- ,  Sprachwiss. 4 4 5 4 

Kunst- , Gestaltungswiss. 2 2 3 3 

Mathematik, Informatik 5 3 4 3 

Architektur ,  Bauwesen 9 8 9 9 

Maschinenbau 4 5 4 3 

Elektrotechnik 2 2 1 2 

Medizin 4 3 5 3 

Pädagogik, Sport 2 3 3 5 
. .  

Psychologie 2 1 3 1 

Rechtswiss. 8 5 7 7 

Sozialwiss. , Sozialwesen 4 4 3 4 

Wirtschaftswiss. 13 10  12 8 

hramtsst. 2 3 1 2 3 

f'.7 

� 
-

* ohne Berlin (Ost) 

Quelle: Dur rer, Heine 1 997 



.6 Berufsausbildung 

Studienberechtigte 1996 aus Sachsen-Anhalt, die kein Studium wählen, streben etwas 

häuf iger als im Durchschnitt der neuen Bundesländer ein e  Berufsausbi ldung an, an­

schließend beabsichtigt n ur eine Minderheit ein Studium. Ähnl ich wie bei den studierwil­

l igen Studienberechtigten werden von ihnen technische Berufsrichtungen noch sel tener 

als in den anderen neuen Bundesländern nachgefragt. 

Die Nachfrage Studienberechtigter nach einer qualifizierten Berufsausbildung hat sich in 

Sachsen-Anhalt zwischen 1994 und 1996 deutlich erhöht, während es im Durchschnitt der 

neuen Bundesländer diesbezüglich keine Verschiebungen gab (siehe Übersicht 9). In Verbin­

dung mit der gesunkenen Studierwilligkeit stieg der Anteil der Studienberechtigten, die ein 

halbes Jahr nach Erwerb der Studienberechtigung eine Berufsausbildung aufgenommen haben 

bzw. dies noch planen (bezeichnet als Brutto-Berufsausbildungsquote), von 35 auf 42 Prozent. 

In gleichem Maße wie im Durchschnitt der neuen Länder halbierte sich dabei aber der Anteil 

derer, die anschließend noch ein Studium planen. Bezüglich der Auslastung der vorhandenen 

Studienplätze ist das wesentlich. Bislang war häufig gehofft worden, daß sich von diesen 

Studienberechtigten noch ein relativ hoher Anteil später für ein Studium entscheiden wird und 

damit vollständige Auslastung der vorhandenen Studienplätze nur zeitlich verzögerterfol­

gen würde. Die vorliegenden Befunde dämpfen diese Hoffnung zunächst. Allerdings ist trotz­

dem nicht auszuschließen, daß sich zu einem deutlich späteren Zeitpunkt doch noch mehr 

beruflich qualifizierte Studienberechtigte zu einem· Studium entschließen könnten, zB. wenn die 

berufliche Tätigkeit zu Unterforderungen führt oder damit keine Karrieremöglichkeiten gesehen 

werden. Hinweise darauf geben Erfahrungen der Universität Magdeburg, an der in zunehmen­

dem Maße nachschulisch beruflich Qualifizierte 4 bis 5 Jahre nach Erwerb der Studienberech­

tigung ein Studium aus den genannten Gründen nachfragen. Unter ihnen befinden sich aber 

auch beruflich Qualifizierte, die arbeitslos sind und dies für eine Höherqualifizierung nutzen 

(Studienaufnahmeverhalten 1998). Es gibt jedoch keine Anzeichen dafür, daß aus dieser 

Population in den nächsten Jahren massenhaft Hochschulbildung nachgefragt wird. 

Hinsichtlich der angestrebten Berufsrichtungen unterscheiden sich diese Studienberechtigten 

neuen 
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Damit stellt sich die Frage nach den Gründen der offenbar besonders ausgeprägten Technik­

Abstinenz in Sachsen-Anhalt. Ein Grund ist darin zu sehen, daß in Sachsen-Anhalt aufgrund 

der Wirtschaftsstruktur bis 1989 eine besonders hoher Anteil der Bevölkerung technisch 

orientierte Berufe ausübte. Dieser Teil der Bevölkerung dürfte nun überproportional von 

Arbeitslosigkeit betroffen sein. Gleichzeitig ist gegenwärtig nicht zu erkennen, daß künftig 

wieder in größerem Umfang Industriearbeitsplätze entstehen werden. 

Übersicht 9 :  Art der begonnenen bzw. geplanten Berufsausbildung der Studienberechtigten 
1994 und 1996 aus Sachsen-Anhalt und den neuen Bundesländern insgesamt 
(Anteil in %) 

Art der Berufsausbi ldung NBL insg. * Sachsen-Anhalt 

1 994 1 996 1 994 1996 

betriebliche Ausbi ldung. 24 23 23 26 

Beamtenausbildung 6 4 6 7 

Berufsfachschule  3 4 2 3 

Berufs-, Fachakademie 3 3 1 3 

Schulen d. Gesundheitswesens 3 5 

uote 39 39 

darunter planen ein Studium 6 

• ohne Berlin (Ost) 

Quelle: Durrer, Heine 1997 

2.1 . 7 Wirtschaft l iche S ituat ion 

Sachsen-Anhalt i st das Bundesland Deutschlands mit der bis lang ungünst igsten wirt­

schaftl ichen Lage. Es ist davon auszugehen, daß sich diese Probleme auf die Befindl ich­

keit der Bevölkerung und auch auf das B i ldungsverhalten der Heranwachsenden  aus­

wirken. Auch d ie materiel le  Situation der Bevölkerung ist relativ ungünstig ,  was kosten­

aufwendigen pr ivaten Investit ionen in B i ldung ebenfal ls entgegensteht. 

Bildungsentscheidungen sind in einen Zusammenhang zu den Traditionen, der Geschichte und 

damit der Sozialisation der Bevölkerung zu stellen, obwohl die Komplexität dieser Entscheidun­

gen keine Linearität der Zusammenhänge erwarten läßt 

Für Sachsen-Anhalt gilt, daß das Gebiet dieses Bundeslandes in der DDR mit zu den industriel­

len Kernen zählte. Die früheren Bezirke Halle und Magdeburg bildeten die Zentren der ehe-









2.2. H intergründe der Entscheidung für und wider e in  Studium 

2.2.1 zusammenhänge 

Ein Studi um beabsichtigen in der Regel  nur jene Studienberecht igten, die schon mit 

e iner Studienabsicht in d ie gymnasiale Oberstufe wechselten. 

Das Problem der Studierwilligkeit bzw. des Studienverzichts wird in der Öffentlichkeit in der 

Regel als ein Problem an der Nahtstelle zwischen der Sekundarstufe I I  und der tertiären 

Bildungsstufe behandelt. Überlegungen zur Lösung von Problemen beschränken damit 

mehrheitlich auf Verbesserungen der Information und Beratung in dieser Phase. Damit dürften 

u .E. jedoch nur marginale Veränderungen möglich sein. Vielmehr scheint es geboten, Fragen 

der Bildungsentscheidung wesentlich früher in das Bewußtsein der Heranwachsenden , ihrer 

Eltern und Lehrer, aber auch der Bildungseinrichtungen zu rücken. 

H inweise darauf gibt die Tatsache, daß die Mehrheit jener Gymnasiasten, die ein Studium 

beabsichtigen, bereits beim Wechsel in die gymnasiale Oberstufe. also bei Kursnahme auf das 

Abitur, schon ein Studium im Blick hatten. Sie entschieden sich wegen des in Aussicht genom­

menen Studiums für das Gymnasium (siehe Übersicht 1 1 ) .  Das gilUür Mädchen offenbar noch 

ausgeprägter als für Jungen. Gymnasiastinnen, die unmittelbar nach dem Abitur ein Studium 

beginnen möchten, hatten sich zu 89 Prozent u.a. für ein Gymnasium entschieden, weil sie 

schon damals eine Studienabsicht hatten. Dagegen hatten von den Mädchen, die nach dem 

Abitur eine berufliche Ausbildung aufnehmen wollen, auch nur 10 Prozent bei der Entscheidung 

für das Gymnasium ein späteres Studium angestrebt. Ähnliches gilt für die Jungen mitAnteils., 

werten von 77 und 5 Prozent. In der Mehrzahl wollen damit nur Gymnasiasten studieren, die 

diese Absicht bereits langzeitig und relativ fest hegen. Gymnasiasten, die dagegen als einen 

Hauptgrund der Entscheidung fürs Gymnasium "nur" angaben, damit die Chance auf ein 

Studium zu haben ("man kann jederzeit studieren") , unterschieden sich bezüglich ihrer späteren 

Studienabsichten deutlich weniger. 

Gleichzeitig befinden sich unter den Gymnasiasten, die direkt nach Schulabschluß (bzw. 

Wehrdienst/ZV) eine berufliche Ausbildung/Lehre aufnehmen wollen, zu 4/5 solche Mädchen 
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2.2.3 Orientierungen 

Gymnasiasten mit Studienabsicht sind häufiger europaweit und g lobal orientiert, wäh­

rend Gymnasiasten ohne Studienabsicht eher landesbezogene S ichtweisen e innehmen. 

Die Entscheidung für bestimmte Bildungswege und berufliche Qualifikationen erfolgt u.a. vor 

dem Hintergrund der reflektierten wirtschaftlich-sozialen Entwicklungen und dem Aspekt der 

Verwertbarkeit von Bildung und Qualifikation. Dabei zeigen sich interessante U nterschiede 

zwischen Gymnasiasten mit und ohne Studienabsicht (Stichprobe Sachsen-Anhalt 1998) .  

Studierwillige Gymnasiasten denken hinsichtlich ihrer Berufs- und Studienentscheidung und 

der dabei zu berücksichtigenden wirtschaftlich-sozialen Entwicklungen wesentlich häufiger als 

ihre Mitschüler ohne Studienabsicht europaweit bzw. global. 43 Prozent von ihnen geben an, 

sich bei ihrer Berufs- und Studienentscheidung an europäischen Entwicklungen zu orientieren, 

33 Prozent an globalen Entwicklungen. Dagegen blicken Gymnasiasten ohne Studienabsicht 

häufiger auf die zu erwartenden Entwicklungen in Deutschland (einschließlich neue . Bundeslän­

der, Heimatort und Umgebung) .  Von ihnen gaben nur 21 Prozent an, die wirtschaftliche Ent­

wicklung in Europa zu berücksichtigen bzw. 1 3  Prozent die weltweite Entwicklung (siehe 

Übersicht 14) . 

Gymnasiasten ohne Studienabsicht bewerten dabei aber die Situation bezüglich der Bildungs­

und Arbeitsangebote in ihrer Heimatregion nicht etwa besser als ihre studierwilligen Mitschüler 

(siehe dazu auch Übersicht 16) .  Sie beurteilen auch die Aussichten auf eine wirtschaftliche 

Stabilisierung in der Heimatregion, in den neuen Bundesländern insgesamt und in  Deutschland 

tendenziell nicht anders als ihre studierwilligen Mitschüler. Unterschiede bestehen aber be­

züglich der Bewertung der wirtschaftlichen Stabilisierung in Europa. Studierwillige erwarten 

tendenziell häufiger eine wirtschaftliche Stabilisierung Europas als Studierunwillige (siehe 

Übersicht 15) . Das deckt sich damit, daß sie sich auch eher an europäischen und globalen 

Entwicklungen o rientieren und diese tendenziell optimistischer beurteilen als Studierunwillige. 

Studierwilligkeit steht derzeit also offenbar auch im Zusammenhang mit Weltoffenheit und 
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Studienmögl ichkeiten 

Die Studienmöglichke iten Sachsen-Anhalt werden von den Gymnasiasten nur  ungenü-

gend wahrgenommen. 

Für die folgende Betrachtung kann davon ausgegangen werden, daß im Prozeß der Hoch­

schulerneuerung in Sachsen-Anhalt insgesamt sehr umfassende und ausreichende Studien­

möglichkeiten mit guten Bedingungen geschaffen wurden. Das spiegelt sich in den Ansichten 

und Meinungen der Gymnasiasten ,  se lbst im  Umfeld von Halle und Magdeburg, aber noch nicht 

wider. Die Gymnasiasten beurteilen die Studienmöglichkeiten in ihrer Heimatregion insgesamt 

nur als mittelmäßig (siehe Übersicht 16) .  Studierwillige sind nur zu 30 Prozent der Auffassung, 

daß diese Möglichkeiten in der Heimatregion gut sind, aber 24 Prozent halten sie sogar für 

schlecht oder sehr schlecht. Bei den Gymnasiasten, die kein Studium beabsichtigen, fällt diese 

Einschätzung noch deutlich negativer aus - vermutlich auch, um damit den Studienverzicht mit 

zu legitimieren. 

Übersicht 1 6  : Bewertung der Angebote in der Heimatregion (Anteil in %) - Stichprobe 
Sachsen-Anhalt 1 998 (N=470) 

Angebote bezüglich der 

Lehr- und Ausbildu ngsstel len 

Studienmöglichkeiten 

qualifizierten Arbeitsmöglichkeiten 

einfachen Arbeitstätigkeiten 

Gymnasiasten mit 

Studienabsicht 

gut/ 

sehr gut 

2 

30 

4 

1 7  

schlecht/ 

sehr schlecht 

71  

24 

56 

28 

Gymnasiasten ohne 

Studienabsicht 

gut schlecht/ 

/sehr gut sehr schlecht 

1 73 

21 29 

4 65 

23 20 

Diese Reflektion kann u.E. bedeuten, daß die objektiv guten, aber nicht hinreichend genutzten 









Schnittstel l e  zwischen Schu le  und Studium (Lewin ,  K. 1 997) . Wenn auch nu r  e ine Minderheit der 

studierunwi l l igen Studienberechtigten massiv ann immt ,  daß ihnen e in Stud ium zu schwer fal len 

würde ,  wecken solche Erfahrungen anderer Stud ienanfänger tendenzie l l  eher Zweifel an der 

e ignen Leistungsfäh igke i t  und u nterstützen damit Über legungen e ines Stud ienverzichts. 

Einflußn ahme auf die Studien entscheidung 

3.1 Praktische Erfahrungen 

Studienberechtigte lassen sich bei ihrer Bildungsentscheidung besonders stark von 

eigenen praktischen Erfahrungen leiten. 

Sicherhe i t  in der Entsche idung  für ode r  gegen ein Stud ium und die Wahl des geeigneten 

Studienfaches bzw. Berufes setzen e in hohe l nformiertheit der Stud ienberechtigten voraus. 

Den Jugendl ichen stehen heute g rundsätzl ich re lativ umfangreiche Mögl ichkeiten der Informa­

t ion zur Verfügung .  Der I nformationsgewinn der  e i nzelnen Quel l en  wird a l l e rd ings sehr u nter­

schiedl ich beu rte i l t . 

Übersicht 1 8: I nformationsverhalten derStudienberecht igten 1 994 (Antei l in %) 

Informationsquellen wurde genutzt davon: 

war nützlich 

Beratung durch Arbeitsamt 75 33 

Freunde Bekannte 69 56 

Zeitschriften, Literatur zur Berufsberatung 6 1  57 

Eltern, Verwandte 59 47 

Praktikum 42 82 
-------



Gutachten 

Nicht den am häufigsten genutzten Informationsquellen wird der größte Nutzen zugesprochen, 

sondern eher den leider nur von wenigen Studienberechtigten genutzten oder nutzbaren Quellen 

- darauf verweisen repräsentative Untersuchungen von HIS-Hannover. Eigene berufliche 

Erfahrungen und Erfahrungen aus einem Praktikum bieten danach den größten Informations­

gewinn. Aber nur 17 der Studienberechtigten haben eigene berufliche Erfahrungen, nur 42 

Prozent konnten ein Praktikum absolvieren. Dagegen nutzten zwar 75 Prozent die Berufs­

beratung der Arbeitsämter, aber nur 33 % davon schätzten den Nutzen mindestens als groß ein. 

Keine andere Informationsquelle wird hinsichtlich des Nutzens schlechter beurteilt. Aber auch 

die Information durch die Studienberatungen der Hochschulen, durch die Schule und die Lehrer, 

scheint danach insgesamt nur von begrenztem Nutzen zu sein (siehe Übersicht 1 8) .  

3.2 Akteu re der Hochschulen 

Studienberechtigte ,  die sich für e in  Studium entscheiden,  profitieren bezügl ich der 

Studieninfo rmation vor al lem von den Akteuren der Hochschulen. 

Für jene Studienberechtigten, die schließlich tatsächlich ein Studium aufnahmen, erwiesen sich 

sowohl die persönlichen Gespräche mit Studierenden als auch die persönlichen Gespräche ·mit 

Hochschullehrern am häufigsten als nützliche Information. Auch die Studienanfänger waren der 

Meinung, daß Ihnen die Gespräche mit Lehrern und die Beratung im Arbeitsamtim Vergleich 

dazu deutlich seltener nützlich waren (siehe Übersicht 19) . 

Die Gründe für die besondere Effizienz der persönlichen Gespräche mit Hochschullehrern bzw. 

der eigenen beruflichen Erfahrungen und auch die daraus ableitbaren Schlußfolgerungen 

weisen in unterschiedliche Richtungen. 

Eine Ursache dürfte fachliche Kompetenz bzw. die Nähe der Informanten zum " Informations­

bzw. Beratungsgegenstand" sein. Studierende und Hochschullehrer können als Akteure über 

erlebte Erfahrungen berichten. Mitarbeiter der Arbeitsämter, der zentralen Studienberatungen 

an den Hochschulen, Schullehrer können dagegen fast ausschließlich übermittelte und damit 

punktuell unvollständige Erfahrungen sowie Kenntnisse übermitteln. In diesem Sinne scheinen 





Zusammenfassung 

Sachsen-Anhalt steht wie meisten neuen Bundesländer vor dem Problem, daß die 

Studienplätze im Durchschnitt nur zu zwei Dritteln ausgelastet sind und damit die 

finanziellen Aufwendungen je Student deutlich höher sind als in den alten Bundeslän­

dern. 

Eine Ursache dafür besteht darin, daß bei der Bildungsplanung nach 1 990 erhebliche 

Unsicherheiten bestanden und mit dem Ziel der Angleichung der Lebensverhältnisse zu 

optimistische Szenarien angenommen wurden. 

Die Studienberechtigtenquote hat sich in Sachsen-Anhalt seit 1990 verdoppelt, sie liegt 

leicht unter dem Durchschnitt der neuen Bundesländer. Auch die Studierwilligkeit der 

Studienberechtigten (z.Z. 64 %) und die Bruttostudierquote (1 996 mit 59 °lci) entspre­

chen etwa dem Durchschnitt der neuen Bundesländer. 

Auffallend ist jedoch, daß in keinem anderen der neuen Bundesländer soviel Studien­

anfänger das Land verlassen. Dem steht keine adäquate Bildungseinwanderung gegen­

über. Auch die Nachfrage nach technischen Studienrichtungen und technischen nicht­

akademischen Berufen ist noch geringer als in anderen neuen Bundesländern .  Eine 

Ursache dafür ist in der wirtschaftlich-sozialen Situation zu sehen. Sachsen-Anhalt hat 

die höchste Arbeitslosenquote, besonders ausgeprägt war der Abbau der Industrie, 

deren Anteil hier vormals überdurchschnittlich hoch war. 

Es wurde ein enger Zusammenhang zwischen Gründen für den Besuch der Gymnasien 

und den Bildungsabsichten nach dem Abitur ermittelt. I n  der Mehrzahl beabsichtigen nur 

jene Schüler ein Studium, die schon mit dieser Absicht in die gymnasiale Oberstufe 

wechselten. Gymnasiasten sind vorwiegend Kinder von "Gewinnern der Einheit " und zu 

60 Prozent Mädchen. Von den Studienanfängern sind 56 Prozent Frauen .  

Die Studienentscheidung erfolgt vorwiegend mit Blick auf die beruflich-existentielle 

Verwertung. Die Entscheidung gegen ein Studium ist vor allem von materiellen Überle­

gungen getragen. Studierwillige Gymnasiasten orientieren sich deutlich stärker als jene 

ohne Studienabsicht an europäischen und weltweiten Entwicklungen. 

Studierunwillige Gymnasiasten wollen eine Lehre beginnen, obwohl sie ebenso wie die 

Studierwilligen die Lehr-/ Ausbildungsmöglichkeiten in der Heimatregion als sehr 
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Schlußfolgerungen und Empfehlungen 

Auf Grundlage vorgelegten Analysen ergeben sich unter Beachtung spezifischen 

Sozialisation und Befindlichkeiten der ostdeutschen Bevölkerung folgende Empfehlungen zur 

stärkeren Inanspruchnahme des freien Zugangs zu höherer Bildung in Sachsen-Anhalt. Dabei 

wird nochmals auf die im Pkt. 1 benannte Begrenzung des vorgelegten Gutachtens verwiesen. 

Daraus resultiert einerseits die Relativität der Empfehlungen, andererseits unterstreicht d ies die 

Notwendigkeit weiterer gezielter Untersuchungen. 

5 .1 Die derzeit igen Probleme beim Zugang zu höherer Bildung in  Sachsen-Anhalt haben 

primär wirtschaftlich-soziale Ursachen. Die aktuelle diesbezügliche Situation im Land ist 

ungünstiger als in den anderen neuen Bundesländern. S ie wird von den Heranwachsen­

den und ihren Eitern auch aufgrund ihrer spezifischen Sozialisation anders reflektiert als 

dies z.B. bei einer ähnlich hohen Arbeitslosigkeit oder wirtschaftlichen Umstrukturierung 

in den alten Bundesländern zu erwarten wäre. Aufgrund dessen und der damit verbun­

denen eng verwertungsorientierten Erwartungen an Hochschulbildung ist es u.E. 

unrealistisch, kurzfristig eine grundlegende Veränderung der S ituation zu erwarten. 

Wenig  erfolgversprechend erscheinen darum auch vordergründiger Aktionismus, 

Kampagnen oder dgl. mehr, deren Schwächen u.a. in der Kurzzeitigkeit liegen. Dabei ist 

auch zu beachten, daß unreflektierter Aktionismus eher Argwohn statt Aufgeschlossen­

heit bei den Adressaten hervorrufen dürfte. Auch Marketingfachleute stellen fest, daß 

die Bevölkerung der neuen Bundesländer auf Werbung anders reagiert als die Bevölke­

rung der alten Bundesländer. 

5 .2 Als langfristige Maßnahme zur gezielten Unterstützung von Bildungsentscheidungen 

wird eine Konzertierte Aktion unter Federführung des Kultusministeriums empfohlen. 

Ziel der Konzertierten Aktion sollte es sein, alle in Verbindung mit der Bi ldungsent­

scheidung stehenden gesellschaftlichen Kräfte zu bündeln. In der Konzertierten Aktion 

sollten Vertreter aller relevanten gesellschaftlichen Gruppen vertreten sein. Das wären 

insbesondere Vertreter von Gymnasien, von sämtlichen Hochschulen, Schüler- und 

Elternvertretungen, Studentenwerken, e inzelnen Unternehmen, Arbeitnehmer- und 

Arbei tgeberverbänden, Arbeitsämtern. 

Aufgabe der Konzertierten Aktion, die zunächst auf 5 Jahre begrenzt werden könnte, 

sollte es sein, gemeinsam spezielle Maßnahmen zur Unterstützung von Bildungsent­

scheidungen zu entwickeln, zu bestreiten und zu evaluieren. Dazu sollte die Konzertierte 

Aktion von einem stabilen Gremium geleitet werden, das nach einem vereinbarten 

Arbeitsplan agiert und sich in relativ kurzen Zeitabständen berät. 





im  E rgebn is von Hochschu lb i ldung Arbeit neu  zu schaffen ,  m ith in B i ldung a ls Auslöser 

für I n novationen un d  damit Arbeitsplätze zu verstehen .  

5 .6  I nformat ions- und  Beratungsangebote sol l ten konkrete langfr istige regiona le und i nter­

nat ionale Entwicklungstendenzen aufze igen .  Es wird deshalb e inerseits empfoh len ,  d ie  

im  Land  tätigen U nternehmen im  Rahmen der Konzerti e rten Akt ion fü r  P räsentationen 

und Beratungen zu gewi nnen . Das g i lt in besonderem Maße auch für so lche Unterneh­

men ,  die gegenwärti g  Zweigbetriebe,  Tochterunternehmen ,  F il ia len in Sachsen­

Anhalt aufbauen  oder s ich a ls  sachsen-anhait in i sche U nternehmen überreg ional bzw. 

i nternat iona l  engagieren .  

Andererseits wird empfohlen ,  d i e  Bemühungen künft ig auch  auf d ie  Präsentation von 

U nternehmen/Unte rnehmensgründungen aus anderen  Regionen und  Staaten zu 

richten .  Dieses Potential sol l te genutzt werden ,  um den Heranwachsenden schon sehr  

frühzeit ig den B l ick auf e uropa- und weltweite Entwicklu ngen und dami t  auf Arbeits­

p lätze a ußerha lb Deutschlands zu r ichten .  Es ist n icht auszuschl ießen ,  daß d i e  Her­

anwachsenden der  neuen Bundesländer i n  i h re r  Sicht auf i nternationale Entwicklungen 

relativ ungünstige  Voraussetzungen haben ,  da zum Beispie l  d ie  Idee der  Eu ropäischen 

Un ion  h i e r  noch jung ist. A ll e i n  schon  die in den alten Bundesländern be re its von der  

Eltern- und Großelte rngeneration  genutzten Reisemög l ichke iten dü rfte n  dafü r  e in  

günst igeres Kl ima  geschaffen haben .  

5 .7 Im  Kontakt m it den Unternehmen und gefördert du rch das Kultusmi nister ium sol l ten d ie  

Mögl i chke iten von Praktika wäh rend der  Schulzeit erhebl ich verstärkt werden .  D ie dabe i  

gesamme lten p raktischen  Erfahrungen und E indrücke s ind für d ie  B i ldungsentscheidung 

offenbar n ützli che r  a ls abstrakte I nformat ionen. Das g i lt vor a l l em,  wei l  de rzeit auch d i e  

Mögl ichke i ten von Fer ienjobs fü r  Schü le r  deut l ich e ingeschränkt s ind .  

5 .8 D ie  aktue l l en  Bed ingungen re lativer Fre i räume an den  Hochschu len  sol l ten gezie l t  fü r 

verstärkt i nd ividue l le  ode r  Kle i ng ruppengespräche von Schü le rn m i t  den Akteu ren  der 

Hochschu le ,  den Stud ie renden und H ochschu l l eh rern ,  genutzt werden .  D ie  verstärkte 

Vermi tt lung solcher d irekten Kontakte sollte der zentra len und de r  Fachstud ienberatung 
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